
Änderung der Rechtsprechung!
Höchstgrenze der Vertragsstrafe nur noch 5 % der Auftragssumme!

In vielen Bauverträgen wurde durch Allgemeine Geschäftsbedingungen seit
Jahren gemäss der bisherigen Rechtsprechung eine Obergrenze der Vertrags-
strafe von 10 % der Auftragssumme vereinbart. Der BGH hat nun durch Urteil
vom 23. Januar 2003 (VII ZR 210/01) seine Rechtsprechung geändert.

Leitsatz:   Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftraggebers 
enthaltene Vertragsstrafenklausel in einem Bauvertrag be-
nachteiligt den Auftragnehmer unangemessen, wenn sie eine
Höchstgrenze von über 5 % der Auftragssumme vorsieht 
(Aufgabe von BGH, Urteil vom 25. September 1986 
– VII ZR 276/84, BauR 1987, 92, 98 = ZfBR 1987, 35).

In Bauverträgen kann deshalb durch Allgemeine Geschäftsbedingungen, 
also z.B. durch Muster-Bauverträge, nur noch eine Vertragsstrafe für die 
verzögerte Fertigstellung bis zu einer Obergrenze von 5 % der Auftragssumme
vereinbart werden.

Für Verträge, die im Vertrauen auf die frühere Rechtsprechung geschlossen 
wurden, gewährt der BGH in diesem Urteil Vertrauensschutz im Rahmen dieser
Rechtsprechung, lässt diese also insoweit weiterhin gelten.

Leitsatz: Für vor dem Bekanntwerden dieser Entscheidung geschlossene
Verträge mit einer Auftragssumme bis zu ca. 13 Millionen DM 
besteht grundsätzlich Vertrauensschutz hinsichtlich der Zuläs-
sigkeit einer Obergrenze von bis zu 10 %. Der Verwender kann
sich jedoch nicht auf Vertrauensschutz berufen, wenn die Auf-
tragssumme den Betrag von 13 Millionen DM um mehr als das
Doppelte übersteigt.
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Die in diesem Informationsdienst veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung sind den Verfassern vorbehalten.
Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen.
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Wichtig für die Angemessenheit und damit für die Gültigkeit einer Vertrags-
strafenklausel ist auch die Höchstgrenze des Tagessatzes. Diese ist vom BGH
noch nicht abschließend entschieden. Es ist aber davon auszugehen, dass ein
Tagessatz von nicht mehr als 0,2 % pro Arbeitstag (Montag – Freitag) wirksam 
durch Allgemeine Geschäftsbedingungen vereinbart werden kann.

Wenn Klauseln in von Ihnen vorbereiteten Bauverträgen unwirksam sind und 
dem Bauherrn dadurch ein Schaden entsteht, besteht für Sie ein erhebliches
Haftungsrisiko.

Rechtsanwalt Hans Ziller, Stuttgart
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